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Alina Zumbrunn,
Hans-Peter Schaub
und Rahel Freiburghaus*

Es ist zum eigentlichen Volks-
sport geworden: Vor und nach
Bundesratswahlen blickt man
argwöhnisch auf die sieben-
köpfige Landesregierung und
kritisiert angebliche Über- oder
Untervertretungen von Regio-
nen oder Bevölkerungsgrup-
pen. Derzeit ist es das ver-
meintlich schiefe Verhältnis
von «Stadt» und «Land», das
die Gemüter erhitzt.

Es kursieren Schweiz-Karten,
auf denen dieWohnsitze der
Bundesratsmitglieder vom
beschaulichen Les Breuleux JU
bis zum städtischen, aber
einigen doch nicht genügend
urbanenWil SG zu sehen sind.
Was dabei vor lauter Aufregung
unterging: Die Schweiz besteht
nicht nur aus Grossstadt und
Land, sondern auch aus Klein-
städten und – vor allem – aus
Agglomerationsgemeinden.
Zu diesem Zwischenstadtland
zählt das Bundesamt für Statis-
tik (BFS) etwa Köniz BE, Herrli-
berg ZH oder Belfaux FR.

Zudem sollte der bundesrätliche
Urbanitätsgrad auf lange Sicht
betrachtet werden. Unsere
Datenerhebung zu den magis-
tralenWohnorten zeigt: Über
alle 52 Bundesratsmitglieder
gesehen, die in der Zauberfor-
mel-Ära seit 1960 amtierten,
sind die Grossstädte markant
übervertreten. 17 Prozent der
Bevölkerung wohnen in Bal-
lungszentren mit mehr als
50’000 Einwohnern, doch deren
kumulierte Vertretung kommt
auf 34 Prozent.

Auf die Agglomerationen
entfallen nur etwas mehr
Bundesratsmitglieder, obwohl
sie einen deutlich grösseren
Bevölkerungsanteil ausmachen.
Immerhin stieg die Vertretung
der Agglomerationen im Laufe
der Zeit. Untervertreten ist
auch das Land. Es stellt zwar
15 Prozent der gesamten Bevöl-
kerung, aber nur 10 Prozent des
Regierungspersonals. Elisabeth
Baume-Schneider (SP) ist sogar

die erste Bundesrätin aus der
ländlichen Schweiz seit dem
Jahr 2003.

Zweifellos hat die geografische
und soziale Herkunft der
Bundesratsmitglieder eine
symbolische Bedeutung; sie
schafft Identifikation mit den
Regierenden. Auch kann die
Herkunft politische Sichtwei-
sen und Sensibilitäten prägen:
Wer auf dem Land wohnt, wird
regelmässig an den ausge-
dünnten Busfahrplan erinnert.

Dennoch ist derWohnort aus
mehreren Gründen nur ein
wackeliges Kriterium dafür,
welche Perspektive ein Bun-
desratsmitglied einbringt.
Mehrheitspositionen der links-
grün dominierten Stadtbevöl-
kerung werden vermutlich von
Bundesrätin Baume-Schneider
eher abgedeckt als vom Zürcher
SVP-Bundesratskandidat
Hans-Ueli Vogt. Denn natürlich
können Landbewohnerinnen
auch Politik im Sinne der
Stadtbevölkerung machen und
umgekehrt.

Auch zielt eine Fixierung auf
den aktuellenWohnort an den
mobilen Schweizer Lebens-
realitäten vorbei. Bundesräte
sind da keine Ausnahme. So
wuchs Albert Rösti im ländli-
chen Kandersteg auf, absolvier-
te das Gymnasium im klein-
städtischen Thun, lebte einige
Jahre in der Stadt Zürich und
ist jetzt in der Agglomeration in
Uetendorf daheim.Wird er nun
ein Vertreter des Landes, der
Agglomeration, der Klein- oder
der Grossstadt? Oder vielleicht
alles in einem,weil er verschie-
dene Perspektiven kennt?
Womöglich weiss Rösti das
selbst nicht so genau.

Damit wäre er nicht allein,
denn als Folge mobiler Biogra-
fien klaffen objektiverWohnort
und subjektive Identität häufig
auseinander.Während gemäss
BFS-Typologie nur jede siebte
Person in der Schweiz auf dem
Land lebt, schätzt sich fast
jeder Dritte selbst als ländlich
ein. DerWohnort eines Bun-
desratsmitglieds mag also für

sein Selbstbild und sein Han-
deln eine gewisse Bedeutung
haben; überschätzen sollte man
diese aber nicht.

In dieser Diskussion darf auch
nicht vergessen werden, dass es
viele weitere legitime Reprä-
sentationskriterien gäbe, die
sich keineswegs inWohnort,
Geschlecht, Sprachregion und
Kanton erschöpfen. So vereint
jedes Mitglied des Bundesrats
verschiedenste, potenziell ins
Gewicht fallende Identitäten
auf sich. Jedoch werden längst
nicht alle politisch mit gleich
viel Nachdruck verhandelt.
Wem ist beispielsweise be-
wusst, dass die Schweiz 2021
mit einem Durchschnittsalter
von 60 Jahren über das älteste

Kabinett Europas verfügte?
Oder dass bis 2018 durchwegs
eine Mehrheit mit akademi-
schem Hintergrund im Bun-
desrat sass?

Auch bleibt die Repräsentati-
onsdiskussion oft am Bundes-
rat hängen. So bleiben etwa –
um nur einige weitere einfluss-
reiche Akteure zu nennen – die
Chefkader der Bundesverwal-
tung, parlamentarische Kom-
missions- und Fraktionsspit-
zen, Kantonsregierungen oder
interkantonale Konferenzpräsi-
dien häufig unbeachtet.Wer an
denWert von Repräsentativität
glaubt, sollte den Fokus also
entschieden breiter setzen als
bloss auf Bundesratsmitglieder
und ihreWohnorte.
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Die Stadt-Land-Polemik greift zu kurz
Die Vertretung regionaler Interessen hängt kaum vom aktuellenWohnort der Bundesratsmitglieder ab.
Und nicht das Land ist im Bundesrat übervertreten – die Städte sind es.

Die Agglomeration dominiert die Schweiz: Zürcher Goldküste bei Herrliberg. Foto: Alessandro Della Bella (Keystone)

Linksgrüne, urbane
Positionen vertritt
Bundesrätin
Baume-Schneider
eher als der Zürcher
Hans-Ueli Vogt.
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Gewöhnlich belegt die Schweiz
Spitzenplätze in Rankings –
hervorragende Lebensqualität,
attraktiverWirtschaftsstandort,
intaktes politisches System.

Ungewohnt ist daher das
Resultat einer Unicef-
Studie zur externen Kinder-
betreuung. Die Schweiz belegt
von allen OECD- und EU-
Staaten den unrühmlichen
viertletzten Rang. Es gibt
hierzulande vergleichsweise
wenige, qualitativ mangelhafte
und vor allem zu teure Krip-
penplätze.

Die Folge: Vielen Eltern wird
die Ausübung ihrer beruflichen
Tätigkeit stark erschwert.
Betroffen sind vorab Frauen,
die noch immer den Löwen-
anteil der Betreuungsarbeit
stemmen. Dabei herrscht
gerade in Bereichen wie Bil-
dung und Gesundheit, in denen
viele Frauen beschäftigt sind,
ein teils gravierender Mangel
an Fachkräften. Ungenügende
Betreuungsangebote sind also
auch ein volkswirtschaftliches
Problem.

Deshalb ist die soeben in der
zuständigen Nationalratskom-

mission beschlossene Krippen-
Offensive zu begrüssen. Eltern
sollen bei der Finanzierung der
externen Kinderbetreuung um
20 Prozent entlastet werden.
Zudem soll in die Aufstockung
und die Qualität der Angebote
investiert werden. Kosten der
Massnahmen: 770 Millionen
Franken pro Jahr.

Und hier liegt der Haken. In
Zeiten klammer Bundesfinan-
zen schlägt eine Dreiviertel-
milliarde stark zu Buche. Die
Parlamentsmitglieder geben
derzeit Steuergeld mit beiden
Händen aus: Armee, Klima,

Flüchtlinge, Verkehr – in diesen
Bereichen sind Mehrausgaben
in Milliardenhöhe geplant oder
beschlossen. Dazu kommen
hohe Ausfälle wegen anstehen-
der Steuerreformen.

Das Parlament muss daher die
Ausgaben priorisieren und
redimensionieren. Das muss
nicht primär auf Kosten der
Krippenvorlage gehen, die im
Frühling in den Nationalrat
kommt. Doch in deren Fall
stellt sich die Frage, warum
sich eigentlich dieWirtschaft,
die von einem steigenden
Arbeitsvolumen profitieren

würde, nicht stärker engagiert.
Wo bleiben neue Kita-Plätze in
den Firmen?Warum fehlt die
hochgelobte unternehmerische
Eigeninitiative? Stattdessen
lassen sich jetzt die Arbeitgeber
von Familienpolitikerinnen für
ihre Kooperation bei der gross-
zügigen Vergabe von Staats-
geldern feiern – das passt nicht
zusammen.

Eine Revolution – aber sie hat einen Haken
Eltern sollen 20 Prozent weniger für die Krippe bezahlen. Das hilft gegen den Personalmangel, bringt aber das Budget aus dem Lot.

Warum engagiert
sich dieWirtschaft
nicht stärker?
Wo bleiben die
Kita-Plätze in
den Firmen?

Raphaela Birrer

Lesebeispiel: 14,3% der Mitglieder des neuen Bundesrats wohnen auf
dem Land, 28,6% in einer Kleinstadt, 57,1% in der Agglomeration und
niemand in einer Grossstadt.

Zusammensetzung des Bundesrats nach Wohnort, in %

Anteil in der Bevölkerung: Agglomeration 56,8%, Grossstadt 17%,
Kleinstadt 11%, Land 15,2% (Stand 2019)

Auf lange Sicht sind die Grossstädte
markant übervertreten
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Durchschnittsalter der Minister
und Ministerinnen aller EU-Länder
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Schweiz verfügte über die
älteste Regierung Europas
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